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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu dem Entwurf eines Beschlusses des Rates zum Abschluss des Abkommens in Form 
eines Briefwechsels zwischen der Europäischen Union und dem Königreich Marokko 
mit Maßnahmen zur gegenseitigen Liberalisierung des Handels mit landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen, landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnissen, Fisch und 
Fischereierzeugnissen, zur Ersetzung der Protokolle Nrn. 1, 2 und 3 und ihrer Anhänge 
sowie zur Änderung des Europa-Mittelmeer-Abkommens zur Gründung einer 
Assoziation zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten 
einerseits und dem Königreich Marokko andererseits
(15975/2010 – C7-0432/2010 – 2010/0248(NLE))

(Zustimmung)

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Entwurfs eines Beschlusses des Rates (15975/2010),

– in Kenntnis des Entwurfs eines Abkommens in Form eines Briefwechsels zwischen der 
Europäischen Union und dem Königreich Marokko mit Maßnahmen zur gegenseitigen 
Liberalisierung des Handels mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen, landwirtschaftlichen 
Verarbeitungserzeugnissen, Fisch und Fischereierzeugnissen, zur Ersetzung der Protokolle 
Nrn. 1, 2 und 3 und ihrer Anhänge sowie zur Änderung des Europa-Mittelmeer-
Abkommens zur Gründung einer Assoziation zwischen den Europäischen Gemeinschaften 
und ihren Mitgliedstaaten einerseits und dem Königreich Marokko andererseits 
(15974/2010),

– in Kenntnis des vom Rat gemäß Artikel 207 Absatz 4 Unterabsatz 1 und Artikel 218 
Absatz 6 Unterabsatz 2 Buchstabe a Ziffer v des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union unterbreiteten Ersuchens um Zustimmung (C7-0432/2010),

– gestützt auf Artikel 81 und Artikel 90 Absatz 7 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis der Empfehlung des Ausschusses für internationalen Handel sowie der 
Stellungnahmen des Ausschusses für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung und des 
Fischereiausschusses (A7-0023/2012),

1. gibt seine Zustimmung zu dem Abschluss des Abkommens;

2. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission sowie den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten und des 
Königreichs Marokko zu übermitteln.
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BEGRÜNDUNG

Die Europäische Union hat im Rahmen des 1995 eingeleiteten Barcelona-Prozesses 
Assoziationsabkommen mit rund zwölf Ländern des südlichen Mittelmeerraums geschlossen, 
mit dem Ziel, den Dialog und die Zusammenarbeit zu verstärken, um eine Zone des Friedens, 
der Sicherheit und des Wohlstands zu errichten. 

Später hat das Ziel der Errichtung einer Freihandelszone Vorrang erhalten, beginnend mit der 
Liberalisierung des Agrarhandels. Im Jahr 2005 hat der Rat die Kommission dann ermächtigt, 
gemäß dem Rabat-Fahrplan Verhandlungen mit mehreren Mittelmeerländern zu führen, um 
die Bedingungen für die Liberalisierung des Handels mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
und Fischereierzeugnissen festzulegen. Das Königreich Marokko war eines der betroffenen 
Länder.

Das Assoziationsabkommen zwischen der Europäischen Union und Marokko trat im Jahr 
2000 in Kraft. Im Dezember 2010 hat der Rat der Europäischen Union das Abkommen 
unterzeichnet, das, sobald es vom Europäischen Parlament ratifiziert ist, die Einleitung einer 
zweiten Phase der Liberalisierung des Handels mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen und 
Fischereierzeugnissen zwischen der Europäischen Union und dem Königreich Marokko 
ermöglichen würde. 

In Anbetracht der Ereignisse, die im Frühjahr 2011 in Tunesien, Ägypten, Libyen und Syrien 
eingetreten sind, stellt der Berichterstatter fest, dass mit den bisherigen 
Liberalisierungsabkommen die erklärten Ziele nicht erreicht wurden und fragt sich, ob es 
sinnvoll ist, eine Politik zu verfolgen, die die wirtschaftlichen Interessen einflussreicher 
Akteure begünstigt, ohne die sozialen Folgen für die betroffene Bevölkerung und die 
festgestellten Umweltschäden zu bewerten.

Was die Landwirtschaft und die Fischerei anbelangt, so begünstigt diese neue Übereinkunft 
auf beiden Seiten die Stärkung einer kapitalintensiven industriellen Landwirtschaft zu Lasten 
der bäuerlichen Familienbetriebe. Die Erhöhung der Kontingente zu ermäßigten Zollsätzen 
für eine breite Palette von Gemüsearten (Tomaten, Auberginen, Zucchini, Knoblauch, 
Gurken) und Obstarten (Organen, Clementinen, Melonen, Erdbeeren) wird dazu führen, dass 
die Erzeuger in der EU einem kaum vertretbaren Wettbewerb ausgesetzt werden, ohne dass 
damit eine ausgewogene Entwicklung der Landwirtschaft in Marokko gefördert wird.

Der wichtigste Faktor in der Zusammensetzung des Preises für Obst und Gemüse sind die 
Arbeitskosten. Die Löhne der Landarbeiter in Marokko liegen bei rund 5 Euro pro Tag. Dass 
diese Löhne so niedrig sind, liegt daran, dass die Landarbeiter nach marokkanischem 
Arbeitsrecht nicht die Möglichkeit haben, sich gewerkschaftlich zu organisieren und damit 
Tarifverhandlungen zu führen. 

Diese niedrigen Löhne sind auch auf den Fortbestand der Kinderarbeit zurückzuführen. 
UNICEF berichtet, dass in Marokko mehr als eineinhalb Millionen Kindern im schulfähigen 
Alter ihr Recht auf Bildung versagt wird und betont, dass die meisten Kinder, die keine 
Schule besuchen, von wirtschaftlicher Ausbeutung bedroht sind, da ihnen Aufgaben im 
Handwerk und in der Landwirtschaft unter Bedingungen übertragen werden, die nicht immer 
zufriedenstellend für ihre Gesundheit und ihr psychisches Gleichgewicht sind.
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Die Anerkennung und Achtung der Gewerkschaftsrechte sowie die Einleitung einer 
entschlossenen Politik zur Bekämpfung der Kinderarbeit zählen zu den unabdingbaren 
Voraussetzungen für die Ratifizierung eines Handelsabkommens mit Marokko.

Die Zuverlässigkeit der Einfuhrpreisregelung für Obst und Gemüse sicherzustellen, 
verursacht Probleme. Zahlreiche Erzeugerorganisationen halten die Umgehung der 
Einfuhrpreisregelung für sehr besorgniserregend für den Sektor, insbesondere in Bezug auf 
frische Tomaten. Diese unzulängliche Funktionsweise der Regelung ermöglicht es den 
Marktteilnehmern, durch Missbrauch der geltenden Bestimmungen über den Zollwert weniger 
Einfuhrzölle auf Obst und Gemüse zu zahlen. Außerdem hat sich der spanische Verband der 
Obst- und Gemüseerzeuger und -exporteure FEPEX in dieser Sache an den Petitionsausschuss 
des Europäischen Parlaments gewandt. 

Vor jeder weiteren Öffnung der Märkte für zusätzliche Kontingente müssen ein wirksamer 
Zollschutz und die Kontrolle der Einfuhrwerte sichergestellt werden.

Die Ausfuhrkontingente werden in Marokko von der im Jahr 1986 eingerichteten nationalen 
Stelle EACCE (Autonome Einrichtung für die Kontrolle und Koordinierung der Ausfuhren) 
verwaltet, die die großen Exportkonzerne mit gemischtem Kapital (hauptsächlich Marokko-
Frankreich) begünstigt. So werden beispielsweise 70% der marokkanischen 
Tomatenausfuhren von drei Konzernen getätigt. Die landwirtschaftlichen Familienbetriebe in 
Marokko werden daher kaum von diesem Abkommen profitieren. 

Der Grüne Plan Marokkos soll die Entwicklung einer exportorientierten Landwirtschaft 
fördern, indem er Anreize für ausländische Investoren bietet. Ihnen werden die besten 
bewässerten Flächen zur Verfügung gestellt. Zahlreiche namhafte Personen und 
Wissenschaftler in Marokko kritisieren, dass nicht genügend Mittel für landwirtschaftliche 
Familienbetriebe und die landwirtschaftliche Erzeugung für den Eigenbedarf bereitgestellt 
werden. 

Ein Paradebeispiel wird in der Studie dargelegt, die von „Invest in MED“ für das von der 
Europäischen Union finanzierte Programm ENPI (Europäisches Nachbarschafts- und 
Partnerschaftsinstrument) durchgeführt wurde (Survey Nr. 14/April 2010 – S. 83); der 
Wahrheitsgehalt dieser Informationen kann kaum angezweifelt werden. Es handelt sich um 
die von dem Finanzfonds TIRIS EURO ARAB (TEA) von Abu Dhabi getätigte Investition, 
dem in der Nähe der Stadt Guelmin im Süden Marokkos eine Fläche von 700.000 Hektar für 
die Anlage von Zitrusfrucht-, Ölbaum- und Gemüseplantagen bereitgestellt wurde. Die 
Entwicklung eines derartigen Projekts zeigt, dass die Aussicht auf Freihandelsabkommen 
Finanzakteure veranlasst hat, sich im Vorgriff darauf vor den Toren der Europäischen Union 
zu positionieren. 

Die Umweltbilanz ist ebenfalls negativ, und der Grundsatz der Europäischen Union, die 
Umwelt zu schützen und das Risiko des Klimawandels zu minimieren, wird in Frage gestellt. 
Nach einer vergleichenden Studie von INRA (Nationales Agrarforschungsinstitut) werden in 
Marokko 100 Liter Wasser benötigt, um 1 kg Tomaten zu erzeugen, gegenüber nur 10 Litern 
in Frankreich.

Die Ausfuhr von 250.000 Tonnen Tomaten entspricht der Ausfuhr von 25 Millionen m3 
Wasser. Nach einer Studie, die von der Humboldt-Universität Berlin in der Region Souss 
durchgeführt wurde, wo der Schwerpunkt der Tomatenerzeugung liegt, sinkt der 
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Grundwasserspiegel nach jahrelangem Regenmangel um 1 bis 2 m pro Jahr. Das jährliche 
Wasserdefizit wird auf 260 Millionen m3 geschätzt. Die Tomatenausfuhren entsprechen somit 
nahezu 10% dieses Defizits. Die Nutzung dieser immer knapper werdenden Ressource geht zu 
Lasten der örtlichen Erzeugung für den Eigenbedarf. 

Seit 2006 wurden Agrarindustriebetriebe am Rande von Dakhla (Westsahara) gegründet, die 
das Grundwasser der Küstengebiete nutzen. Eine übermäßige Nutzung dieser Vorkommen 
wird früher oder später zu einer Versalzung des Süßwassers führen und damit die 
Wasserversorgung der örtlichen Bevölkerung gefährden.

Die sozialen, ökologischen und wirtschaftlichen Folgen dieses Abkommens wurden von der 
Kommission bisher noch immer nicht abgeschätzt, die sich auf die Zollfragen konzentriert 
hat. Eine eingehende Folgenabschätzung ist notwendig, damit das Parlament in voller 
Kenntnis der Sachlage Stellung nehmen kann.

Die Unterzeichnung von Freihandelsabkommen durch die Europäische Union hat 
unmittelbare Auswirkungen auf die Eigenmittel des Gemeinschaftshaushalts, weil damit 
Zolleinnahmen wegfallen. Der Berichterstatter bedauert es, dass die Kommission dazu nur 
vage Schätzungen vorgenommen hat. Der Berichterstatter wünscht, dass die Kommission bald 
eine Studie vorlegt und Lösungen vorschlägt, um zu gewährleisten, dass der Haushalt der 
Union nicht belastet wird.

Der Berichterstatter hat in den vergangenen Monaten wiederholt die Frage nach der 
territorialen Tragweite des Abkommens zwischen der Europäischen Union und Marokko 
aufgeworfen. Mehrere Staaten, darunter die Vereinigten Staaten, haben 
Freihandelsabkommen mit Marokko geschlossen und darin die Westsahara ausdrücklich 
ausgenommen. Diese Bestimmungen wurden aufgenommen, um dem Ergebnis der 
internationalen Verhandlungen nicht vorzugreifen, die unter der Schirmherrschaft der 
Vereinten Nationen geführt werden, um eine friedliche Beilegung des Konflikts zwischen 
beiden Seiten herbeizuführen. In Anbetracht der unterschiedlichen Einschätzungen auf Seiten 
der Kommission und des Juristischen Dienstes des Parlaments in dieser Frage kann der 
Berichterstatter nicht garantieren, dass dieses Freihandelsabkommen im Einklang mit den 
internationalen Verträgen steht, die die Europäische Union und alle ihre Mitgliedstaaten 
binden.  

Gemäß Artikel 52 der Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments ist der Berichterstatter 
gehalten mitzuteilen, dass der Ausschuss für internationalen Handel empfiehlt, das 
Abkommen zwischen der Europäischen Union und Marokkko entgegen der Stellungnahme 
des Ausschusses für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung und den vom Berichterstatter 
in dieser Begründung dargelegten Argumenten zu billigen.
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13.7.2011

STELLUNGNAHME DES AUSSCHUSSES FÜR LANDWIRTSCHAFT UND 
LÄNDLICHE ENTWICKLUNG

für den Ausschuss für internationalen Handel

zu dem Entwurf eines Beschlusses des Rates zum Abschluss des Abkommens in Form eines 
Briefwechsels zwischen der Europäischen Union und dem Königreich Marokko mit 
Maßnahmen zur gegenseitigen Liberalisierung des Handels mit landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen, landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnissen, Fisch und 
Fischereierzeugnissen, zur Ersetzung der Protokolle Nrn. 1, 2 und 3 und ihrer Anhänge sowie 
zur Änderung des Europa-Mittelmeer-Abkommens zur Gründung einer Assoziation zwischen 
den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und dem Königreich 
Marokko andererseits
(15975/2010 – C7-0432/2010 – 2010/0248(NLE))

Verfasser der Stellungnahme: Lorenzo Fontana

PA_Leg_Consent

KURZE BEGRÜNDUNG

Das Abkommen wird Marokko die sofortige Liberalisierung von 45 % (an Wert) der 
Einfuhren aus der Europäischen Union ermöglichen, während seitens der Union 55 % der 
Einfuhren aus Marokko liberalisiert werden. Das Abkommen sieht ferner eine Erhöhung der 
Zugeständnisse im Bereich Obst und Gemüse vor, wo die marokkanischen Erzeugnisse 80 % 
der Einfuhren in die Europäische Union ausmachen.

Indem man ein Abkommen dieser Art billigt, setzt man den Gemeinschaftsmarkt Risiken aus, 
die sich aus den potenziellen negativen wirtschaftlichen Auswirkungen in den auf 
Gemüseanbau spezialisierten Gebieten ergeben. In Anbetracht der schwerwiegenden 
Marktkrise, in der sich der Obst- und Gemüseanbau befindet, könnten auch geringe Mengen 
an Erzeugnissen aus Drittländern zu weiterer Instabilität beitragen.

Besondere Besorgnis ruft die Frage hervor, ob das Gemeinschaftssystem imstande ist, die 
Zeitpläne und Zollkontingente zu überwachen und durchzusetzen, die von den 
marokkanischen Marktteilnehmern häufig missachtet werden, wie zwischen 2009 und 2010 
von mehreren Fachverbänden berichtet wurde.
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Alles in allem besteht ein offensichtliches Ungleichgewicht zwischen den von beiden Seiten 
vereinbarten Zollsenkungen.

Die hohen Gemeinschaftsstandards in den Bereichen Umweltschutz, Arbeitsbedingungen, 
gewerkschaftlicher Schutz, Antidumping-Vorschriften und Lebensmittelsicherheit werden bei 
den in die Europäische Union eingeführten marokkanischen Erzeugnissen nicht erfüllt.

Was den Umweltschutz anbelangt, so bestehen im Bereich Gesundheits- und 
Pflanzenschutzvorschriften erhebliche Unterschiede zwischen europäischen und 
marokkanischen Erzeugnissen.

Der Abkommensentwurf sieht keine Lösung für die mit den geografischen Angaben 
zusammenhängenden Probleme vor, die auf spätere Verhandlungen verschoben wurden, die 
nach dem Inkrafttreten des Abkommens eingeleitet werden sollen.

Die Frage der Gebiete der Westsahara, zu der der Juristische Dienst des Parlaments um 
Stellungnahme ersucht wurde, erfordert eine eingehende Bewertung. Unabhängig davon, ob 
diese Gebiete in das Abkommen aufgenommen werden können oder nicht, bleibt die 
Problematik der systematisch verletzten Menschenrechte. Um einen vollständigen Schutz der 
Menschenrechte zu erreichen, könnte die Europäische Union erwägen, wirtschafts- und 
handelsbezogene Argumente geltend zu machen und die Unterzeichnung von Abkommen 
dieser Art von der tatsächlichen Achtung der Menschenrechte abhängig zu machen.

In diesem konkreten Fall verschärft das Abkommen die bereits ernsten Probleme im Bereich 
der Wettbewerbsfähigkeit, die durch unterschiedliche Arbeitskosten zwischen der 
Europäischen Union und Marokko bedingt sind, dessen Landwirtschafts- und 
Ernährungspolitik auf Entwicklung und auf Ausfuhr großer Mengen von Erzeugnissen 
ausgerichtet ist.

Im Übrigen haben die Erzeuger aus der Union bereits mit den erheblichen Erhöhungen von 
Kontingenten zu kämpfen, die sich aus den Abkommen mit anderen Mittelmeerländern 
ergeben.

Die europäischen Erzeuger werden dadurch benachteiligt, dass marokkanische Erzeugnisse 
wie etwa Tomaten, verglichen mit dem üblichen europäischen Vermarktungszeitraum, zu 
anderen Zeiten auf den Markt der EU gelangen, was schwerwiegende Folgen für die 
Marktentwicklung und vor allem für die Preisschwankungen nach sich zieht.

Außerdem sollte dass das Parlament – wie im Vertrag von Lissabon vorgesehen – in die Lage 
versetzt werden, der Kommission einen umfassenderen Beitrag zu leisten, der von Synergie, 
Zusammenarbeit, gemeinsamer Problemlösung und Austausch bewährter Verfahren während 
des gesamten Prozesses der Rechtsetzung geprägt ist.

Dann könnte das Abkommen ausgewogener gestaltet werden, indem die Reform der 
Regelung der Einfuhrpreise einbezogen wird, indem die Unterschiede in den Bereichen 
Gesundheits- und Pflanzenschutz und Umweltschutz beseitigt und die notwendigen Sozial- 
und Antidumpingklauseln eingefügt werden.

******
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Der Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung ersucht den federführenden 
Ausschuss für internationalen Handel, dem Parlament die Verweigerung der Zustimmung 
vorzuschlagen.
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Der Fischereiausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für internationalen Handel, 
dem Parlament die Zustimmung vorzuschlagen.
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